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1. Der Regierungsrat genehmigt das vorgelegte Antwortformular an das 
Eidgenössische Departement des Innern (EDI). 

 
Begründung 
Das Eidgenössische Departement des Innern hat am 13. Dezember 2024 die 
Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversi-
cherung zum Bezug von Mitteln und Gegenständen im Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR) eröffnet. Der Regierungsrat begrüsst grundsätzlich die 
teilweise Lockerung des Territorialitätsprinzips bei Mitteln und Gegenstän-
den. Die Öffnung des möglichen Bezugs von Mitteln und Gegenständen aus 
dem EWR birgt Chancen und ist im Interesse der Kostendämpfung positiv zu 
sehen. Die Vorlage enthält jedoch Unklarheiten bezüglich der konkreten Um-
setzung auf Verordnungsebene, weswegen Aufwand und Nutzen noch nicht 
abschliessend beurteilt werden können. Ausserdem muss die Versorgungs-
sicherheit beachtet werden. Der Regierungsrat äussert sich dementspre-
chend in seiner Stellungnahme. 
 

                                                                                           

 

 

 

 


